
Von Thomas Reunert

Iserlohn. Die 2018er-Prognosen der
Analysten zu Entwicklungen rund
umdenGlobus schwankendeutlich.
WääW hrenddie einen schondenAtom-
waffen-Super-Gau zumBeispiel zwi-
schen USA und Korea in reichbarer
Nähe sehen, glauben die anderen
doch auch immer noch an die Kraft
der Diplomatie und Fähigkeit zur
schlauenEntspannung.Und auch in
Sachen EU halten tatsächliche und
vermeintliche Fachleute so gut wie
alles für möglich. Und wie es in
Deutschland tatsächlich in den
nächsten Monaten weitergeht, mö-
gen die Glaskugeln zwar wissen,
aber sie sagen es nicht. Der IKZ hat
vier Menschen gefragt, die zwar die
Zukunft auch nicht verbindlich vor-
hersagen können, deren Blickwin-
kel jedoch – nicht nur aus heimi-
scher Sicht – durchaus spannend ist:
Dagmar Freitag (heimische SPD-
Bundestagsabgeordnete), Paul Zie-
miak (Chef der Jungen Union
Deutschland und der Iserlohner
CDU), Jörg J. Trauboth (Autor und
Krisenmanager) und Frank Elbe (JJ( u-
rist , Botschafter a.D., Vertrauter von
H.-D. Genscher und gebürtiger Iser-
lohner).

Die Welt agiert derzeit auf breiter
Front im Krisenmodus. Blicken Sie
selbst eher pessimistisch oder doch
eher optimistisch auf das kommen-
de Jahr?
Dagmar Freitag:Vonpolitischenund
humanitären Katastrophen wie in
Syrien oder Jemen bis hin zum Er-
starken des Rechtspopulismus: Es
gibt durchaus Anlass zu einer eher
pessimistischen Prognose. Doch
gibt es immer wieder auch positive
Entwicklungen. So haben 2017 bei
den Wahlen in den Niederlanden
und Frankreich gemäßigte Kräfte
über die Populisten gesiegt; die „Pul-
se of Europe“-Bewegung hatte bei
ihren pro-europäischen Demonstra-
tionengroßenZulauf.AberdieMah-
nung an uns alle bleibt, Frieden und
Sicherheit nicht als selbstverständ-
lich zu sehen.
Paul Ziemiak: Optimistisch. Natür-
lich gibt es national und internatio-
nal enormeHerausforderungen und
Probleme, aber damitmüssenwir of-
fen und ehrlich umgehen. Ich bin
überzeugt, dass Deutschland als Teil
eines starken Europas in internatio-
nalen Krisen vermitteln kann.
Jörg J. Trauboth: Auf das Jahr 2018
blicke ich verhalten optimistisch.
Optimistisch, weil wir in derWeltge-
schichte schon ganz andere Krisen
überwunden habe. Verhalten, weil
die Unberechenbarkeit des US-Prä-
sidenten ein weltweit hohes Kon-
fllf iktpotenzial in sich birgt. Um Chi-
na und Russland mache ich mir we-
niger Sorgen.
Frank Elbe: Sie kennen das: Der Op-
timist sagt das Glas Wein ist halb
voll, derPessimist sagt es isthalb leer.
Das sind lediglich Betrachtungswei-
sen. Sie ändern nichts an der Reali-
tät: Das Glas ist nur zur Hälfte ge-
füllt. Der Blick auf die gegenwärtige
Krisenlage in der Welt ist deprimie-
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„Ohne den gesicherten Beistand der USA
befinden wir uns auf sehr dünnem Eis“
WelchenWeg gehen Deutschland und die ganze Welt in 2018?Welche Rolle spielen die politischen Giganten?Warum haben die
Bürger im Moment schon ziemlich die Nase voll? Ein mit Sicherheit ziemlich unvollständiges Zukunftsgespräch
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lungsdruck, die Zukunft der EU in
einemmutigen Prozess in wichtigen
Bereichen neu zu definieren
Paul Ziemiak: Ich glaube nicht, dass
die EU unregierbar ist: Im vergange-
nen Jahr haben wir deutliche Fort-
schritte zumBeispiel bei der Einfüh-
rung einer Verteidigungsunion er-
zielt. Andiese Politikmüssenwir an-
knüpfen. Sie ist ein Zeichen dafür,
dass europäische Politik komplex
ist, aber Europa vor allemmit seinen
Krisen wächst und stärker wird. Ich
glaube deshalb auch nicht, dass
Europa „unschlichtbar“ ist. Die EU
war schon immer ein Verbund aus
Staaten mit ganz unterschiedlichen
Richtungen und Interessen. Diese
Spannungen und Widersprüche
können und werden wir aushalten.
Jörg J. Trauboth:Die EU ist vom
Grunde her als Verwaltungsorgani-
sation gewachsen und dabei völlig
ausgeufert. Eine neue EU muss auf
die „Vereinigten Staaten von Euro-
pa“ hinauswachsen, u.a. mit einem
europäischen Wirtschafts-, Außen
und Verteidigungsministerium. Die
Kunstwird darin bestehen, national-
staatliche Interessen wo möglich zu
bewahren und Souveränität wo nö-
tig aufzugeben.
Frank Elbe: Das sehe ich nicht so.
Wir dürfen uns nicht vonden surrea-
lenVorstellungen der britischen und
polnischen Regierungen verrückt
machen lassen. Wir werden beharr-
lich unseren Weg zur Vollendung
Europas fortsetzen – wenn nötig
auch ohne die Partner, die nicht be-
reit sind, dies mitzumachen.

Fortsetzung auf der folgenden Seite

dünnem Eis. Deutschland, das seine
pazifistische Grundhaltung endlich
überwinden muss, muss dabei in
Europa zusammen mit Frankreich
eine führende Rolle übernehmen.
Gleichwohl muss die Tür zu den
USA aufbbf leiben.
Frank Elbe: Die deutsch-amerikani-
sche Partnerschaft ist gegenwärtig
starken Belastungen ausgesetzt.
Frau Merkel hat selbst festgestellt,
dass wir uns nicht mehr wie früher
auf unsere Partner verlassen kön-
nen. Andererseits sind die transat-
lantischen Beziehungen die mit gro-
ßem Abstand wichtigsten zwischen
zwei Kontinenten in der Geschichte
derMenschheit. Das gilt es zu erhal-
ten. Eine Partnerschaft erfordert Au-
genhöhe und Fairness im Umgang.
Die USA schulden gegenwärtig
Europa auch eine berechenbare
Außenpolitik. Eine Politik, die aus-
schließlich geopolitischen Interes-
senderUSAdient, bildet keineBasis
für ein Bündnis von Bestand.

Ist die EU nicht aus eigenem Antrieb
in die Unregierbarkeit und „Un-
schlichtbarkeit“ gewachsen?
Dagmar Freitag: Die EU verfolgt seit
langem eine parallele Doppelstrate-
gie der Vertiefung und Erweiterung.
Der Fall des Eisernen Vorhangs hat
eine historische Chance, aber auch
eine nie dagewesene Herausforde-
rung mit sich gebracht, die mit einer
enormen Integrationsleistung ein-
herging. Die Früchte dieser Arbeit
genießen wir heute in einem weitge-
hend geeinten Europa. Dennoch
oder geradedeswegensehe icheinen
nicht länger aufschiebbaren Hand-

tig erfahre ichaberbeimeinenvielen
Gesprächen in den USA parteiüber-
greifend nach wie vor ein großes In-
teresse an guten Beziehungen zu
Deutschland. Angesichts der
schwierigenweltweitenKrisenherde
bleiben die deutsch-amerikanische
Partnerschaft sowie belastbare Kon-
takte in Kongress und Senat unver-
zichtbar.
Paul Ziemiak: Die deutsch-amerika-
nische Freundschaft ist historisch
gewachsen und hängt nicht an ein-
zelnen Personen. Gemeinsam ha-
benwir schon größereKrisen gelöst.
An dieser Zusammenarbeit sollten
wir im Interesse beider Staaten un-
bedingt festhalten. Denn im Kern
verbinden uns nicht gewählte Politi-
ker auf beiden Seiten, sondern ge-
meinsameWerte.
Jörg J. Trauboth: Nach fast sieben
Jahrzehnten Freundschaft und Part-
nerschaft geht eine Ära zu Ende, in
der wir Amerika unendlich viel zu
verdanken habe. Die Gründe für die
Veränderungen liegen jedoch nicht
allein bei Donald Trump. Er be-
schleunigt lediglicheinenProzess, in
dem die USA ihre Funktion als „glo-
bal player“ und weltweit führende
Schutzmacht schleichend aufgeben.
Auf den amerikanischen Beistand
gem. Artikel 5 des NATO-Vertrages
würde ich inZukunft nichtmehr un-
bedingt setzen. Europa muss sich al-
so inderAußen-undSicherheitspoli-
tik, insbesondere der nuklearen Ab-
schreckung, zeitnah neu erfinden,
denn wir bewegen uns angesichts
der sicherheitspolitischen Entwick-
lungen in der Welt ohne den gesi-
cherten Beistand der USA auf sehr

sehe langfristigkeineZukunft fürdie
28 Mitgliedstaaten. Europa wird
sich auf ein Kerneuropa gesund
schrumpfenmüssen, sonst droht tat-
sächlich der Zerfall.
Frank Elbe: Der Zustand der Euro-
päischen Union ist besorgniserre-
gend. Wir müssen aufpassen, dass
dieses Europa, das uns so viel an
Frieden und Wohlstand beschert
hat, nicht auseinanderfllf iegt. Wir
müssen dem anti-europäischen Ver-
druss, den schlichten Denkmustern
der Feinde Europas mehr Aufkkf lä-
rung über die Vorteile Europas und
eine geschlossene Hoffnung für sei-
ne Zukunft entgegensetzen. Wenn
wir keinen Mut zu durchgreifenden
Reformenhaben, versinkt Europa in
Bedeutungslosigkeit. Wir werden
auf Dauer nicht im Wettbewerb mit
den USA, China und Russland und
anderen Staaten der G 20 bestehen,
ohnedie europäischen Institutionen
weiter zu stärken. Es liegt auf der
Hand, dass die zentralstaatlichen
Ordnungen derUSA, Chinas und Ja-
pans Wettbewerbsvorteile sind. Wir
bekommendasallesnur indenGriff,
indem wir die europäische Union
selbst zu einem schlagkräftigen und
handlungsfähigen politischen Part-
nern machen.

Wie haltbar ist (noch) die deutsch-
amerikanische Freund- und Partner-
schaft?
Dagmar Freitag:Die transatlantische
Partnerschaft steht ohneZweifel vor
einer großen Bewährungsprobe, da
die Politik der Trump-Administra-
tion unseren Positionen in zentralen
Bereichen zuwiderläuft. Gleichzei-

rend und beunruhigend. Wir haben
zu viele Krisen gleichzeitig und es
fehlt allerorten an kompetenter poli-
tischer Führung. Ich bin sehr beun-
ruhigt.

Wir konzentrieren uns bei unseren
Analysen gern auf die arabische
Welt. Oder auf Russland? Oder auf
die USA? Oder auf Korea? Wie stabil
ist eigentlich Europa?
Dagmar Freitag: Leider haben wir in
den vergangenen Jahren auch mit-
verfolgen müssen, dass langgehegte
Gewissheiten über die Stabilität
Europas inFrage gestelltwurden. So
wurden im Ukraine-Konfllf ikt erst-
mals wieder gewaltsam Grenzen in
Europa verschoben. Der Brexit ver-
deutlicht, dass derWeg zu einem ge-
meinschaftlich agierenden Europa
nicht unumkehrbar ist. ImVergleich
mit anderenWeltregionenhabenwir
in Europa gewiss ein hohes Maß an
Stabilität undWohlstand. Das zu be-
wahren und auszubauen, ist unsere
gemeinsame Aufgabe.
Paul Ziemiak: Eine umfassende und
ernstzunehmende Außenpolitik
muss diese wichtigen Regionen be-
rücksichtigen. Ich bin aber fest da-
von überzeugt, dass wir uns als ein-
zelner Staat nur begrenzt einbringen
können. Dafür ist eine koordinierte
europäische Außenpolitik und ein
stabiles Europa dieGrundvorausset-
zung.
Jörg J. Trauboth:Europa – als EUver-
standen – ist durch nationalstaatli-
ches und zum Teil anti-europäische
Verhalten in einer kritischen Phase.
Die Quertreiber sind insbesondere
Polen, Ungarn und Tschechien. Ich
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